
Stoiber beruft Seehofer in 
sein Kompetenzteam 

Zuständig für die Bereiche 
Sozial-, Gesundheits- und 
Rentenpolitik im Kom- 
petenzteam des Kanzler- 
kandidaten der Union ist - 
seit dem 23. Juli offiziell - 
Horst Seehofer. 

Zusammen mit der Par- 
teivorsitzenden hat Edmund 
Stoiber den stellvertreten- 
den Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und ausgewiesenen Sozial- 

experten der Union vor der 
Bundespresskonferenz in 
Berlin vorgestellt und mit 
der Berufung Seehofers die 
Erwartung verbunden, dass 
eine „moderne und verläss- 
liche Sozialpolitik", wie 
CDU und CSU sie gemein- 
sam vertreten, wieder neu 
formuliert und nach dem 22. 
September auch politisch 
durchgesetzt wird. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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1 KOMPETENZTEAM 

Eckpunktepapier vorgestellt: Offensive 
für einen zukunftsfähigen Sozialstaat 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Die „katastrophale Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarkt- 
politik" der Schröder-Re- 
gierung ist nach den Worten 
Stoibers dafür verantwort- 
lich, „dass unsere Sozial- 
versicherungen ausgeblutet 
sind und ihnen Beiträge 
in Milliardenhöhe verloren 
gehen". In einem Eckpunk- 
tepapier zur Reform des So- 
zialstaates, das er der Presse 
vorstellte, beschreibt die 
Union die Maßnahmen, mit 
denen die drohende Kosten- 
lawine in den sozialen Si- 
cherungssystemen aufge- 
halten werden kann. 

Der bayerische Minister- 
präsident unterstrich, dass die 
Zukunftsfähigkeit der Wirt- 
schaft, insbesondere die 
Schaffung neuer Arbeits- 
plätze, von entscheidender 
Bedeutung für die Zukunfts- 
fähigkeit des Sozialstaates 
sei. Um den Prozess der wirt- 
schaftlichen Erholung zu un- 
terstützen, kündigte Stoiber 
die Senkung des Beitrags zur 
Arbeitslosenversicherung 

um über einen Prozentpunkt 
bis zum Ende der nächsten 
Legislaturperiode an. Ziel sei 
es, die Sozialversicherungs- 
beiträge unter die 40-Prozent- 
Grenze zu senken. 

Außerdem sollen sich die 
Menschen nach den Plänen 
von CDU und CSU wieder auf 
das Gesundheitswesen ver- 
lassen können. Im Ergebnis 
hinterlasse Rot-Grün eine 
„Zwei-Klassen-Medizin", in 
der Kassenpatienten innova- 
tive Arzneimittel vorenthal- 
ten würden. Damit müsse 
Schluss sein, so der Kanzler- 
kandidat. Was medizinisch 
notwendig sei, müsse auch 
tatsächlich geleistet werden. 
Zugleich sprach sich Stoiber 
• für mehr Entscheidungs- 
freiheit beim Umfang des Lei- 
stungskatalogs, • für einen 
Bonus für Vorsorge, • für 
mehr Transparenz und • für 
mehr Wettbewerb im Ge- 
sundheitswesen aus. 

Mit Blick auf eine ver- 
lässliche und berechenbare 
Rentenpolitik kündigte der 
bayerische Ministerpräsident 

die Abschaffung des „will- 
kürlichen Ausgleichsfak- 
tors" und den erneuten Ein- 
bau des demografischen Fak- 
tors an. Bei der privaten 
Altersvorsorge werde die 
Union den „bürokratischen 
Wirrwarr" der Riester-Rente 
beenden. 

„Rot-Grün hat alle Ver- 
sprechen im Bereich der So- 
zialpolitik gebrochen",sagte 
die Parteivorsitzende. So 
habe die Schröder-Regie- 
rung ihr selbst gestecktes 
Ziel, die Lohnnebenkosten 
auf unter 40 Prozent zu sen- 
ken, nicht erreicht. Angela 
Merkel: „Aus der privaten 
Altersvorsorge ist inzwi- 
schen ein bürokratisches 
Monster geworden." 

Horst Seehofer betonte, 
die deutschen Sozialversiche- 
rungen befänden sich in einer 
„finanziell und strukturell" 
schwierigen Lage. Da Rot- 
Grün die wahre Situation ver- 
schleiere, müsse sofort nach 
der Bundestagswahl eine 
„ehrliche Bestandsaufnah- 
me" erfolgen. 
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PRäSIDIUM/BUNDESVORSTAND ' 

ANGELA   MERKEL: 

Bis zum 22. September wartet noch 
sehr viel Arbeit auf uns 

Eine positive Zwischenbi- 
lanz des bisherigen Bun- 
destagswahlkampfs ha- 
ben Präsidium und Bun- 
desvorstand bei ihren Be- 
ratungen am 22. Juli im 
Kontrad-Adenauer-Haus 
gezogen. 

„Wir haben unsere strate- 
gischen Ziele erreicht", 
sagte die Parteivorsitzende 
nach den Sitzungen der bei- 
den Spitzengremien. Die 
Union habe - je nach Mei- 
nungsforschungsinstitut - 
einen Vorsprung von drei bis 
fünf Prozentpunkten vor der 
SPD und könne damit rech- 
nen, im nächsten Bundestag 
die stärkste Fraktion zu stel- 
len. Dennoch sei allen in der 
Union bewusst, dass bis zum 
22. September „noch sehr 
viel Arbeit auf uns wartet". 

Die gebrochenen Ver- 
sprechen des Kanzlers 
liegen den Menschen 

schwer im Magen 

Mit Blick auf ihre zwei 
Tage vorher beendete Som- 
•^ertour betonte Angela 
Merkel: Die gebrochenen 
Versprechen des Kanzlers 
liegen      den      Menschen 

„schwer im Magen".Bab- 
cock, die Telekom, die 
schlechten Arbeitsmarkt- 
zahlen und die Spenden- 
skandale in Nordrhein- 
Westfalen zeigten Schrö- 
ders fehlgeschlagene Politik 
der „ruhigen Hand". Mit 
dem Slogan „Zeit für Taten" 
habe sich die Union deshalb 
für das richtige Wahlkampf- 
motto entschieden. 

Angela Merkel wies dar- 
aufhin, dass sie eine harte 
Auseinandersetzung mit den 
Sozialdemokraten in der 
heißen Wahlkampfphase er- 
warte. Die SPD werde auch 
vor „persönlichen Diffamie- 
rungen und Verleumdun- 
gen" nicht zurückschrecken. 
Ein „lebendiger Ausdruck" 
dafür sei der designierte 
SPD-Fraktionschef Ludwig 
Stiegler. 

Die Parteivorsitzende 
versicherte in diesem Zu- 

sammenhang: Die Union 
werde auf persönliche Dif- 
famierungen verzichten. Al- 
lerdings müssen CDU und 
CSU den Menschen klar sa- 
gen, dass Schröder „alles 
tun" werde, um im Amt zu 
bleiben. Dabei werde er eine 
Ampelkoalition mit Grünen 
und FDP genauso ins Auge 
fassen wie Rot-Rot-Grün. 
Nur mit einer starken Union 
könne dieses Szenario ver- 
hindert werden. 

Abbau der Arbeitslosig- 
keit nur über mehr 

Wirtschaftswachstum 

Präsidium und Bundes- 
vorstand beschäftigten sich 
auch ausführlich mit der 
wirtschafte- und arbeits- 
marktpolitischen Situation 
in Deutschland. Dabei seien 
die Gremien zu dem Ergeb- 
nis gekommen, dass die 
Vorschläge der Hartz-Kom- 
mission für eine bessere 
Verwaltung der Arbeitslo- 
sigkeit nicht ausreichten. 
Ein Abbau der Arbeitslosig- 
keit gelinge nur über mehr 
Wirtschaftswachstum. 

Besonders dramatisch 
habe   sich   die   Jugendar- 
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'PRäSIDIUM/BUNDESVORSTAND 

beitslosigkeit entwickelt: 
Vom Mai des Vorjahres bis 
zum Mai diesen Jahres sei 
die Zahl der arbeitslosen Ju- 
gendlichen um mehr als 15 
Prozent gestiegen. Vor die- 
sem Hintergrund hätten 
sich alle Beschäftigungs- 
programme „bestenfalls als 
Strohfeuer erwiesen", er- 
klärte Angela Merkel. 

Mit dem „Stoiber-Späth- 
Plan" habe die Union eine 
„wegweisende Richtungs- 
marke" für mehr Wachs- 
tum, mehr Beschäftigung 
und weniger Bürokratie vor- 
gelegt. In diesem Zusam- 
menhang bezeichnete An- 
gela Merkel die rot-grüne 
Steuerreform als „dramati- 
sche Fehlleistung". So hät- 
ten sich im ersten Halbjahr 
2002 die Körperschaftsteu- 
ereinnahmen zum Ausga- 
betitel entwickelt. Infolge- 
dessen fehle den Ländern 
und Kommunen Geld für 
dringend notwendige Inves- 
titionen. 

Mit Blick auf die rot- 
grüne Steuerreform erin- 
nerte die Parteivorsitzende 
an die Rolle von FDP-Vize 
Rainer Brüderle. Die FDP 
habe eine vernünftige sach- 
politische Beratung der rot- 
grünen Steuerreform im 
Jahr 2000 verhindert und 
sei deshalb für die des- 
aströse Finanzsituation in 
Deutschland mitverant- 
wortlich. 

Frauenpower für Stoiber! 
Zu einem politischen 
Meinungsaustausch mit 
dem Kanzlerkandidaten 
der Union, Edmund Stoi- 
ber, und zu einem großen 
Sommerfest für die ganze 
Familie haben die Frauen- 
Unionen von CDU und 
CSU auf den Theaterplatz 
in Ludwigshafen eingela- 
den. 

Termin: 3. August, 
12.00 Uhr 

Maria Böhmer, Vorsitzen- 
de der Frauen-Union der 
CDU, und Maria Eich- 
horn, Vorsitzende der 
Frauen-Union der CSU, an 
alle interessierten Bürge- 
rinnen und Bürger: „• Be- 
suchen Sie uns! • Demon- 
strieren Sie mit uns - um 
11.00 Uhr Start am Rat- 

71«Vb     1% 6% 
22% 

m  nicht erfolgreich 
a erfolgreich 

weiß nicht 
keine Angabe 

Ist die Reformpolitik der Regie- 
rung Schröder seil 1998 Ihrer 
Meinung nach erfolgreich? 
(Befragung: 16. bis 18. Juli) 
Quelle: Infra lest dimap 

hausplatz - für einen 
Wechsel am 22. Septem- 
ber! • Erleben Sie Ed- 
mund Stoiber live im Ge- 
spräch! • Und begrüßen 
Sie mit uns Katherina 
Reiche!" • Die Talkrunde 
mit dem Kanzlerkandida- 
ten, mit Frauen aus ganz 
Deutschland, mit Frau 
Karin Stoiber und Toch- 
ter Veronica beginnt um 
13.30 Uhr. • Um 15.15 
Uhr werden in Anwesen- 
heit von Edmund Stoiber 
die Bundestagskandidatin- 
nen der Union vorgestellt. 
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VERANSTALTUNG   IM   KONRAD-ADENAUE R- HAUS ' 

FACHGESPRäCH   BILDUNG 

Edmund Stoiber: Wir müssen aus Pisa 
die richtigen Konsequenzen ziehen 

Zu einem bildungspoliti- 
schen Fachgespräch mit 
Schulleitern aus ganz 
Deutschland sind am 19. 
Juli Unionskanzlerkandi- 
dat Edmund Stoiber, die 
baden-württembergische 
Kultusministerin Annette 
Schavan und die bayeri- 
sche Staatsministerin für 
Unterricht, Monika Hohl- 
meier, im Konrad-Aden- 
auer-Haus in Berlin zu- 
sammengetroffen. 

„Pisa war für Deutschland 
ein heilsamer Schock", sagte 
Edmund Stoiber nach der 
Veranstaltung. Jetzt müsse 
die Politik die „richtigen 
Konsequenzen" aus den Er- 
gebnissen der Studie ziehen. 
In diesem Zusammenhang 
kündigte der bayerische Mi- 
nisterpräsident eine weitere 
Konferenz für den Beginn 
des neuen Schuljahres mit 
Praktikern und Bildungspo- 
litiken! der Union an. 

Nicht nur Elternhaus und 
Schule, auch die Politik 
niüsse ihre Hausaufga- 
ben machen, sagte der 
Kanzlerkandidat und for- 
derte vergleichbare Bil- 
dungsstandards für ganz 
Deutschland. Insbesondere 
au-f die Kultusministerkon- 

E. Stoiber 

ferenz(KMK) 
kommt nach 
den Plänen 
der Union 
eine wichtige 
Aufgabe zu: 
Sie soll ver- 
gleichbare 
Abschlussprüfungen in allen 
Schularten einführen. Zu- 
gleich erteilte Stoiber der 
von Bundeskanzler Schröder 
vorgeschlagenen Bundes- 
kompetenz in der Schulpoli- 
tik eine klare Absage: Ohne 
den Bildungsföderalismus 
werde aus einem bundespoli- 
tischen Fehler immer gleich 
ein „16-facher". 

Gegen mehr 
Zentralismus 

„Eine der Konsequenzen 
aus Pisa ist eine Schule, die 
nicht mehr Zentralismus, 
sondern mehr unmittelbaren 
Einfluss bekommt", erklärte 
die baden-württembergi- 
sche Kultusministerin An- 
nette Schavan. Das gelinge 
am ehesten, wenn sich die 
Vorgaben der Länder künf- 
tig auf ein „Kem-Curricu- 
lum" beschränken würden. 
Weiter sagte Schavan: Die 

A.Schavan M. Hohlmeier 

Schulen in den 16 Bundes- 
ländern warten geradezu 
darauf, „dass wir uns für ver- 
gleichbare Bildungsstan- 
dards zur Bewertung von 
Unterricht entscheiden". 

Ausdrücklich sprach sich 
die stellvertretende CDU- 
Vorsitzende für eine Moder- 
nisierung der Kultusmini- 
sterkonferenz aus: „Das 
wird eine wichtige Aufgabe 
der nächsten Monate sein." 
Sie plädierte auch für eine 
Stärkung des Lehrerberufs: 
„Wir brauchen in Deutsch- 
land einen anderen Respekt 
vor Autorität und Professio- 
nalität der pädagogischen 
Arbeit." Ansonsten werde 
jedwede Bildungsreform an 
den Widerständen vor Ort 
scheitern. 

UiüBT/J 

Wortlaut der 
Rede ,  die  Stoiber 

beim Fachgespräch 
hielt www.  cdu.de 
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1 SOZIAL POLITIK 

HORST  SEEHOFER: 

Schröder will die kleinen Leute 
zur Kasse bitten 

Zu Äußerungen aus Krei- 
sen rot-grüner Spitzenpo- 
litiker zu Einschnitten bei 
den Sozialleistungen er- 
klärte das Mitglied in Stoi- 
bers Kompetenzteam und 
stellvertretender Vorsit- 
zender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Langsam wird erkenn- 
bar, was Rot-Grün nach 
der Bundestagswahl am 
22. September in der Sozial- 
politik vor hätte: 
• Der Vizekanzler und Bun- 
desaußenminister Fischer 
(Grüne) will die Eigenbe- 
teiligung der Versicherten 
in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung anheben 
(Interview in der Zeit vom 
11. Juli), 
• Bundesarbeitsminister 
Walter Riester will die Ren- 
ten schrittweise um insge- 
samt 4 % kürzen (Bestandteil 
des Altersvermögensergän- 
zungsgesetzes), und 
• der von Bundeskanzler 
Schröder eingesetzte Chef 
der Bundesanstalt für Ar- 
beit, Florian Gerster, will 
das Arbeitslosengeld für äl- 
tere Arbeitslose kürzen und 
die Arbeitslosenhilfe befri- 
sten (Medienberichte vom 
11. Juli). 

Gemeinsam ist allen drei 
Vorschlägen eins: Die Sozi- 
alleistungen sollen drastisch 
gekürzt werden. Damit wür- 
de die sozial ungerechte Po- 
litik der Bundesregierung in 
der nächsten Legislaturperi- 
ode fortgesetzt werden. 

Rot-Grün hat die 
Besserverdienenden 

bevorteilt 

In dieser Legislaturperi- 
ode wurden die Besserver- 
dienenden und die Großun- 
ternehmen gegenüber Ge- 
ringverdienern sowie kleinen 
und mittleren Unternehmen 
bevorteilt. Dies gilt für die 
Rentenreform genau so wie 
für die Gesundheitsreform 
und die Steuerreform. In der 
nächsten Legislaturperiode 
sollen nun die kleinen Leute 
zur Kasse gebeten werden. 

Die Position von Bundes- 
kanzler Schröder ist wie im- 
mer völlig unklar. Offen- 
sichtlich möchte er die Stra- 
tegie aus dem Jahr 1998 wie- 
derholen und den Menschen 
erst nach der Wahl reinen 
Wein einschenken. Eine er- 
neute Wählertäuschung darf 
es nicht geben. Deshalb ist 
jetzt ein klares Wort zum ge- 
planten Kurs in der rot-grü- 
nen Sozialpolitik notwendig- 

PETER   HARRY 

CARSTENSEN: 

Künasts Kontroll- 
system funktio- 
niert nach dem 
Zufallsprinzip 

Zu den 
Äußerun- 
gen von 
Bundes- 
ministe- 
rin Rena- 
te Künast 
anlässlich 
der Aus- 
breitung des Hormon- 
skandals erklärte der Vor- 
sitzende des Ausschusses 
für Verbraucherschutz» 
Ernährung und Landwirt- 
schaft des Bundestags: 
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HARTZ-KOMM I SS I O N ' 

Der gegenwärtige Hor- 
monskandal rundet die Ne- 
gativbilanz von Bundesmi- 
nisterin Künast weiter ab. 
Wortgewandt versteht sie es 
zwar, ihre schwerwiegenden 
Versäumnisse zu kaschieren. 
Bei jeder Krise zeigt sich aber 
mehr, dass ihre Verbraucher- 
schutzpolitik konzeptionslos 
ist und sie von den Ereignis- 
sen fremd bestimmt wird. 

Es ist reine Volksverdum- 
mung, wenn sie jetzt die For- 
derung nach einer Positivli- 
ste für Futtermittel als die 
Idee des Jahrhunderts der Öf- 
fentlichkeit präsentiert. In 
Wirklichkeit hat sie ihre 
Hausaufgaben nicht ge- 
macht. Der Bundesrat hatte 
sie auf Antrag Bayerns schon 
im Februar letzten Jahres 
aufgefordert, entsprechend 
tätig zu werden. Nichts pas- 
sierte. Worte statt Taten sind 
ihr Markenzeichen. 

Nach den vielen Skanda- 
len im Lebens- und Futter- 
mittelbereich in den letzten 
zwei Jahren hätte sie veran- 
lassen müssen, dass den 
staatlichen Lebensmittel- 
behörden Analysemethoden 
auf dem neuesten Stand der 
Technik zur Verfügung ste- 
hen. Bei vielen Lebensmit- 
telunternehmen gehört dies 
bereits seit langem zum 
Sicherheitsstandard. Das 
Kontrollsystem Künast 
ttinktioniert hingegen rein 
nach dem Zufallsprinzip. 

LOTHAR   SPÄTH 

Wir brauchen neue Dynamik, nicht 
schon wieder neue Bürokratie 

Herr Späth, Auswei- 
tung des Niedriglohn- 
jobs, was sagen Sie zu 
diesem Vorschlag der 
Hartz-Kommission ? 

Lothar Späth: Dieser 
Vorschlag ist ja nicht neu. 
Wir haben ihn in unserem 
Wahlprogramm schon vor 
Wochen gemacht. Es muss 
der Niedriglohnjob tat- 
sächlich möglich sein. Und 
mit diesen 325 Euro, die 
wir bisher haben, haut es 
hinten und vorne nicht hin. 
Es ist auch viel zu bürokra- 
tisch. 

Deshalb haben wir ge- 
sagt: Bis 400 Euro, und 
dann keine Versicherungs- 
abgaben, sondern eine pau- 
schale Steuer, die der Ar- 
beitgeber bezahlt, so dass 
für den Arbeitnehmer 
Brutto gleich Netto ist. Das 
bringt, glaube ich Bewe- 
gung in die Sache. 

Nur dürfen wir bei alle- 
dem nicht übersehen: Ent- 
scheidend ist, dass wir 
neue Jobs schaffen. Denn 
dauernd die alten Jobs um- 
verteilen und ein bisschen 
Niedriglohnsektor, das ist 
natürlich nicht der große 
Renner. 

Wir müssen die deut- 
sche Wirtschaft wieder auf 
Wachstum trimmen und 
mehr Dynamik reinbrin- 
gen, und das - bitte - nicht 
schon wieder mit neuer 
Bürokratie. 

Bei der Hartz-Kommis- 
sion wird es langsam ein 
bisschen wirr. Immer wenn 
sie tagt, finden alle mögli- 
chen Mitglieder dieser 
Kommission Vorschläge 
im Namen der Kommis- 
sion. Die Kommission 
scheint aber noch gar nicht 
abgestimmt zu haben. Also 
langsam entwickelt sie 
sich zu einer Art Selbstfin- 
dungsgruppe. 

Aus einem Deutsch- 
landfunk-Interview 
mit Petra Ensminger 
vom 22. Juli 
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'VERBRAUCHER 

MATTHIAS   WISSMAN: 

Mit verbraucherfreundlichem Autokauf 
EU-Korn mission auf dem richtigen Weg 

Zur Entscheidung der 
Europäischen Kommis- 
sion zur Neuregelung des 
europäischen Automobil- 
vertriebs erklärte der 
wirtschaftspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Mehr Wettbewerb und 
mehr Wahlmöglichkeiten 
beim Autokauf sind für die 
Verbraucher von Vorteil. 
Die von der Europäischen 
Kommission beschlossene 
EU-Gruppenfreistellungs- 
verordnung (GVO) weist in 
die richtige Richtung. Die 
neue GVO schafft geeignete 
Rahmenbedingungen für 
den Automobilvertrieb im 
europäischen Binnenmarkt. 
Besonders die deutschen 
Verbraucherinnen und Ver- 
braucher werden von dem 
neuen System profitieren. 
Auch für die Händler erge- 
ben sich neue Perspektiven. 

Es ist ein Erfolg der 
CDU/CSU-Kollegen im Eu- 
ropäischen Parlament, dass 
die volle Niederlassungs- 
freiheit, die es Autohändlern 
ermöglicht, Filialen außer- 
halb ihrer angestammten 
Gebiete zu errichten, nicht, 
wie ursprünglich vorge- 
schlagen, ab Oktober 2002, 
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sondern ab 2005 eingeführt 
wird. Dieser Übergangszeit- 
raum verschafft der über- 
wiegend mittelständischen 
Branche ausreichend Zeit, 
um sich auf das neue System 
einzustellen. 

Die Europäische Kom- 
mission hat sich damit gegen 
die Fundamentalopposition 
von Bundeskanzler Schrö- 
der, der wieder einmal nicht 
die Interessen der Verbrau- 
cher, sondern die Anliegen 
der Großindustrie vertreten 
hat, durchgesetzt. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung ist nun in der Pflicht, 
die im Zuge einer weiteren 
europäischen Harmonisie- 
rung bei Auto-Handel und 
Industrie entstehenden Vor- 
teile an die Verbraucher 
weiterzugeben. 

Edmund Stoiber: Ich glaube, 
die SPD ist von der Rolle 

Angesichts sinkender Staatseinnahmen hat die 
schleswig-holsteinische Ministerpräsidentin Heide 
Simonis (SPD) höhere Steuern in Betracht gezogen. 

Kanzlerkandidat Edmund Stoiber bei seinem Be- 
such in Hamburg war nicht der einzige, der am Ver- 
stand der Sozialdemokraten zweifelte. „Wer noch ei- 
nen Minimal-Verstand in der Wirtschaftspolitik hat", 
fand Friedrich Merz, „wird bei der derzeitigen kon- 
junkturellen Lage doch nicht die Steuern erhöhen wol- 
len." Hans-Peter Repnik: „Offenbarungseid." Der 
Bundesvorsitzende der Mittelstands- und Wirtschafts- 
vereinigung der CDU/CSU, Peter Rauen, direkt an die 
Adresse der Ministerpräsidentin: „Sie brechen mit 
Ihren Steuererhöhungen dem Mittelstand endgültig 
das Genick, Frau Simonis!" 
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KLEINE   ANFRAGE1 

STEFFEN   KAMPETER   UND   NORBERT   RöTTGEN: 

Deutsche Musikwirtschaft in der 
größten Krise seit ihrem Bestehen 

Zur Antwort auf die 
Kleine Anfrage zum Rah- 
menkonzept für die deut- 
sche Musikwirtschaft er- 
klärten der Obmann im 
Haushaltsausschuss und 
Berichterstatter für Kul- 
tur und der zuständige Be- 
richterstatter im Rechts- 
ausschuss: 

Man kann nur enttäuscht 
sein. Die Bundesregierung 
zieht sich in Sachen Musik- 
wirtschaft zurück auf die 
Beschreibung von Problem- 
feldern. Taten sind keine in 
Sicht. Und das, obwohl sie 
schon im Oktober 2000 von 
Seiten der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion auf die Sor- 
gen und Anliegen der Mu- 
sikwirtschaft hingewiesen 
Worden war. 20 Monate spä- 
ter ist die rot-grüne Bundes- 
regierung von konkreten Er- 
gebnissen noch weit ent- 
fernt. 

Die Umsetzung der Ur- 
heberrichtlinie der Europäi- 
schen Union in nationales 
Recht ist auf die lange Bank 
geschoben. Die Bundesre- 
gierung will offensichtlich 
Leiter dem Diebstahl geisti- 
gen Eigentums zuschauen, 
^ie er durch das illegale 
klonen von Tonträgern er- 

folgt. Damit ist das 
drängendste und be- 
rechtigte Anliegen der 
Musikwirtschaft vor- 
erst auf Eis gelegt. 

Die Forderung der 
Union nach einem 
Musikexportbüro wird 
zwar aufgegriffen, die 
Überlegungen sind aber 
erst einmal in die nächste 
Legislaturperiode vertagt. 

Die Bundesregierung hat 
bis zur Sommerpause ein 
Diskussionspapier zur För- 
derung der Rock- und Pop- 
musik angekündigt, aber bis 
zum heutigen Tag, an dem 
der Kulturausschuss letzt- 
malig in dieser Legislatur- 
periode tagt, nichts vorge- 
legt. Auch hier gilt: Ver- 
sprochen - gebrochen. 

Die Neuregelung der Aus- 
ländersteuer wird von vielen 
Finanzämtern noch nicht um- 
gesetzt - die Bundesregie- 
rung schaut hilflos zu. 

Vor diesem Mangel an 
Durchsetzungskraft wird 
die Klage aus den Reihen 
der Deutschen Musikwirt- 
schaft allzu verständlich, 
die der Regierung vorwer- 
fen, einer zutreffenden 
Analyse keine Taten folgen 
zu lassen. 

Kampelei N. Röttgen 

Die Deutsche Musik- 
wirtschaft befindet sich in 
der größten Krise seit ihrem 
Bestehen. Auf die rot-grüne 
Bundesregierung kann sie 
bei der Lösung ihrer Pro- 
bleme auf jeden Fall nicht 
setzen. Der Exodus von Ar- 
beitsplätzen und kreativen 
Potentialen schreitet voran. 

136   GESETZE und 
Verordnungen will die 
hessische Landesregie- 
rung aufheben. So ein 
Beschluss des Kabinetts 
vom 23. Juli. Justizmini- 
ster Wagner: „Wir wol- 
len mehr Rechtsklarheit 
und mehr Bürgerfreund- 
lichkeit." Regierungen 
könnten nicht ständig 
neue Vorschriften schaf- 
fen, ohne darüber nach- 
zudenken, welche von 
den bestehenden nicht 
mehr erforderlich sind. 
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1 VERTEIDIGUNG 

WOLFGANG   SCHäUBLE: 

Die Union wird das Problem der 
Unterfinanzierung der Bundeswehr lösen 

„Herr Struck hat gesagt, 
dass er nichts anders ma- 
chen will als sein Vorgän- 
ger. Damit hat er schon 
verspielt." 

Mit dieser Bewertung di- 
stanzierte sich der Vertreter 
für Außen-, Europa- und Si- 
cherheitspolitik im Kompe- 
tenzteam von Kanzlerkandi- 
dat Edmund Stoiber deutlich 
von den Ankündigungen, mit 
denen der neue Verteidi- 
gungsminister schon gleich 
nach seiner Bestellung eine 
Erhöhung des Wehretats aus- 
geschlossen hat. 

Eine unionsgeführte Bun- 
desregierung, kündigte Wolf- 
gang Schäuble in einem Ge- 
spräch mit der Financial Ti- 
mes Deutschland an, wird da- 
gegen den Verteidigungsaus- 
gaben ein ähnliches Gewicht 
beimessen wie Frankreich 
und Großbritannien. 

Deutschland stehe nicht 
von ungefähr innerhalb der 
NATO in der Kritik: Mit nied- 
rigen Verteidigungsausga- 
ben komme es seinen Ver- 
pflichtungen bei der Finan- 
zierung europäischer Rü- 
stungsprojekte nicht nach und 
könne Zusagen z.B. beim 
Transportflugzeug A400M 
nur mit Mühe einhalten. 

Wolfgang Schäuble: 
„Wir werden die Pro- 
bleme der Unterfinanzie- 
rung der Bundeswehr im 
Jahr 2003 nicht vollstän- 
dig lösen können, aber 
wir fangen damit an." 

PAUL  BREUER: 

Politik des 
letzten Aufgebots 

Zur Übernahme der Amts- 
geschäfte des Verteidi- 
gungsministers durch Pe- 
ter Struck erklärte der ver- 
teidigungspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU: 

Nach der unrühmlichen 
Ablösung von Scharping 
verkündet sein Nachfolger, 
er sehe keinen Anlass, aus- 
zufegen und etwas neu zu 
machen. Auch beim Vertei- 
digungshaushalt nicht. Es 
bleibt     nicht     verborgen: 

. Schäuble P. Breuer 

Struck hat keine sicherheits- 
und verteidigungspolitische 
Erfahrung. Keine eigenstän- 
digen Äusserungen zu sei- 
nem neuen Themenbereich 
in der Vergangenheit. 

Im Gegenteil: Als SPD- 
Fraktionsvorsitzender orga- 
nisierte Struck maßgeblich 
den Geleitzug mit der Ziel- 
setzung: • Runter mit der 
Bundeswehr, • weniger 
Geld, • weniger Personal, 
• mehr Aufgaben. 

Nichts Neues - nur ein 
anderes Gesicht. Schröder 
führt den Beweis einer Poli- 
tik des letzten Aufgebots. 

AM 23. JULI ist der Vertrag über die Europäische 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion) aus- 
gelaufen. Dazu der europapolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Peter Hintze: „Der EGKS- 
Vertrag symbolisiert nicht nur die Erkenntnis, dass das 
Zusammengehen europäischer Staaten große Vorteile 
haben kann, sondern auch den Willen, politisch die Zu- 
kunft gemeinsam zu gestalten." 
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KURZ     &     BÜN DIG1 

ZUM   ABWARTEN mit 
Abschlüssen der so genann- 
ten Riester-Rente bis nach 
der Bundestagswahl am 22. 
September hat nach dem 
stellvertretenden Vorsitzen- 
den der FDP-Bundestags- 
fraktion, Rainer Brüderle, 
jetzt auch der Sozialexperte 
der Union, Horst Seehofer, 
den Bürgerinnen und Bür- 
gern geraten: „Keiner ver- 
liert etwas dadurch." Im Ge- 
genteil: Die Union werde bis 
2003 die private Zusatzrente 
besser machen und unter an- 
derem einen nennenswerten 
Teil des staatlichen Förder- 
volumens so umschichten, 
dass die Förderanreize auch 
auch für Geringverdiener 
stimmen. 

EINEN DRASTISCHEN 
Einbruch hat es im 1. Halb- 
jahr 2002 bei den Stellenan- 
geboten in der Werbung ge- 
geben. Wie der Zentralver- 
band der Deutschen Werbe- 
wirtschaft mitteilt, sind die 
Stellenausschreibungen um 
zwei Drittel auf 1.416 (ge- 
genüber 4.132 im 1. Halb- 
jahr 2001)zurückgegangen. 
Ursache: Konjunkturflaute 
^ut niedrigen Investitionen 
>n die Werbung. 

NOCH VERSCHäRFT 
bat sich im Mai der Umsatz- 
Anbruch im deutschen Gast- 
gewerbe. Im Vergleich zum 
V vorrnonat sind die Erlöse 

um 6,2 Prozent zurückge- 
gangen. Damit hat der seit 
Jahresbeginn andauernde 
Umsatzrückgang seinen bis- 
herigen Höhepunkt erreicht. 

WEITERE   RECHTE im 
Steuerrecht und bei der Sozi- 
alversicherung will nach dem 
Verfassunsgsgerichtsurteil 
vom 17. Juli der Lesben- und 
Schwulenverband (LSVD) 
notfalls einklagen. Die Union 
ist zu neuen Schritten einer 
Angleichung der Rechte von 
homosexuellen Lebenspart- 
nern und Eheleuten nicht be- 
reit. Wolfgang Bosbach, 
stellvertretender Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: „Wir werden es 
nicht zulassen, dass die Part- 
nerschaften von Lesben und 
Schulen zu einer Kopie der 
Ehe von Mann und Frau wer- 
den." 

ZWEISTELLIGE Rück 
gänge bei Nachfrage, Umsät- 
zen und Mitarbeiterzahlen hat 
das deutsche Bauhauptge- 
werbe im Mai hinnehmen 
müssen. Um 16 Prozent sind 
die Auftragseingänge unter 
dem Wert des Vorjahresmo- 
nat geblieben. Der Gesamt- 
umsatz hat sich um 11,4 Pro- 
zent auf 7 Milliarden Euro 
verringert. 

DAS HÖCHSTE Wohn 
und Bürohaus Europas wird 
in Hamburg geplant und soll 

mit 288 Metern den Com- 
merzbank-Turm in Frankfurt 
am Main (258,7 Meter) über- 
ragen. Erste Gespräche mit 
der Stadt hat es bereits gege- 
ben. Bürgermeister Ole von 
Beust will aber zunächst ab- 
warten, wie die Hamburger 
auf das Projekt reagieren. 

TROTZ DEUTLICH gesun 
kener Ladenpreise haben 
deutsche Verbraucher in die- 
sem Jahr bisher nur zurück- 
haltend Fleisch gekauft. Wie 
die Zentrale Markt- und 
Preisberichtsstelle (ZMP) 
mitteilt, haben vor allem die 
jüngsten Futtermittelskan- 
dale und die Verunsicherung 
der Kunden durch den Euro 
das Kaufverhalten beein- 
flusst. Die Käufe von Schwei- 
nefleisch sanken um zehn 
Prozent. Während der BSE- 
Krise boomartig gefragtes 
Geflügel hat gegenüber Ja- 
nuar bis Mai 2001 einen 
Rückgang von 8,1 Prozent zu 
verzeichnen. 

DER SCHADEN durch 
Verkehrsunfälle ist im ver- 
gangenen Jahr auf die Re- 
kordsumme von 35 Milliar- 
den Euro gestiegen. Wie der 
Unfallverhütungs-Bericht 
der Regierung ausweist, ist 
dagegen die Zahl der Verun- 
glückten seit 1991 um drei 
Prozent auf 501.443 gesun- 
ken. Ebenfalls sank die Zahl 
der Verkehrstoten. UiD 
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1 FAMILIENPOLITIK 

ZUR   ROT-GRüNEN   INITIATIVE   „ALLIANZ  FüR   DIE   FAMILIE": 

Ein erfolgloser Versuch, vom eigenen 
Versagen abzulenken 

Das Versagen der Bundes- 
regierung in der Familien- 
politik kann durch den 
Start der Initiative „Alli- 
anz für Familien" 72 Tage 
vor der Bundestagswahl 
nicht wettgemacht werden. 

Die SPD versucht damit, 
vom eigenen Versagen in 
der Familienpolitik abzu- 
lenken. 

Rot-Grün wollte die 
wirtschaftliche Lage 
der Familien spürbar 

verbessern 

Die Verantwortung für 
nicht geleistete familienpo- 
litische Maßnahmen wird 
von den Politikern auf ein 
neues Gremium verlagert. 
Die rot-grüne Bundesregie- 
rung hatte versprochen, die 
wirtschaftliche und soziale 
Lage der Familien spürbar 
zu verbessern. Die Bilanz 
für Familien nur wenige 
Wochen vor der Bundes- 
tagswahl reicht der SPD of- 
fensichtlich selbst nicht aus. 
Die rot-grüne Bundesregie- 
rung ist weit hinter den 
Erfordernissen der Ver- 
fassungsgerichtsbeschlüsse 
zurückgeblieben. Sie hat es 

nicht geschafft, Familien in 
Deutschland die gleiche För- 
derung zukommen zu lassen. 
Zwischen der Entlastungs- 
wirkung der Kinderfreibe- 
träge und den Erhöhungen 
des Kindergeldes besteht ein 
Missverhältnis. Die Einkom- 
mensschere zwischen Fami- 
lien mit Kindern und Kinder- 
losen geht weiter auseinan- 
der als jemals zuvor! 

Obwohl im Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bun- 
desregierung festgestellt 
wurde, dass die Einkom- 
menssituation bei kinder- 
reichen Familien und Al- 
leinerziehenden meist be- 
sonders angespannt ist, 
wurden dritte und weitere 
Kinder von der Kinder- 
gelderhöhung ausgenom- 
men. 

Neue Prioritäten der 
Regierung zielen auf 
Einschränkung der 
direkten Förderung 

Die neuen Prioritäten der 
Bundesregierung zur Ver- 
einbarkeit von Familie und 
Beruf zielen im wesentli- 
chen darauf ab, öffentliche 
Mittel zur direkten Förde- 

rung von Familien einzu- 
schränken und damit die Be- 
treuung von Kindern zu fi- 
nanzieren. Damit werden 
diejenigen, die ihre Kinder 
selbst erziehen wollen, er- 
heblich benachteiligt. 

Verlässliche Familien- 
politik mit dem Kon- 
zept „Faire Politik für 
Familien" der Union 

Die Ergebnisse der Pisa- 
Studie haben zudem deutlich 
gemacht, dass der Ausbau 
von Ganztagsbetreuungs- 
einrichtungen und Ganz- 
tagsschulen allein keine Ga- 
rantie dafür ist, Erziehungs- 
probleme besser lösen zu 
können. Bildung, Erziehung 
und Ausbildung müssen 
vielmehr miteinander ver- 
bunden werden. 

Familien in Deutschland 
brauchen endlich eine zu- 
kunftsfähige und verlässli- 
che Familienpolitik: die 
bietet allein mit ihrem Kon- 
zept „Faire Politik für Fa- 
milien" die Union an. Wir 
wollen Mütter und Väter 
unterstützen und setzen da- 
bei in den folgenden drei 
Bereichen an: 
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CANNABIS-FAHRVERBOT 

1. Vereinbarkeit 
von Familie und 
Erwerbstätigkeit 

Die Union setzt auf um- 
fassende Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verein- 
barkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit, vor allem 
auf die Schaffung einer fa- 
miliengerechten Arbeits- 
welt sowie auf ein bedarfs- 
gerechtes und qualitativ 
gutes Angebot an Kinderbe- 
treuungseinrichtungen zur 
Erziehung, Bildung und 
Betreuung. 

2. Einführung eines 
Familiengeldes 

Die Union will Kinder 
von der Sozialhilfebedürf- 
tigkeit befreien. Deshalb 
Wollen wir das bisherige 
Kindergeld und Erziehungs- 
geld stufenweise ab 2004 
durch ein „neues" Familien- 
geld ersetzen, das steuer- 
und abgabenfrei sein soll. Es 
wird unabhängig vom Um- 
fang der Erwerbsarbeit und 
yon der Höhe des Famili- 
eneinkommens gezahlt und 
^ird folgende Größenord- 
nungen erreichen: 600 Euro 
f ürjedes Kind unter drei Jah- 
ren, 300 Euro für Kinder von 
drei bis unter 18 Jahren und 
l50 Euro für Kinder ab 18 
Jahren. Die Union wird für 

H U BERT   HUPPE: 

Wir begrüßen die Entscheidung 
Anlässlich des Verfas- 
sungsgerichtsurteils zum 
Führerscheinentzug al- 
lein wegen Haschischbe- 
sitzes erklärte der drogen- 
politische Beauftragte der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion begrüßt die 
Entscheidung. Cannabis- 
konsum schränkt die Fahr- 
tüchtigkeit ganz erheblich 
ein und ist mittlerweise ne- 
ben Alkohol häufig die Ur- 
sache für Fehlverhalten im 
Straßenverkehr. 

Es ist daher selbstver- 
ständlich, dass an Verkehrs- 

die steuerliche Berücksich- 
tigung von Kinderbetreu- 
ungskosten zwischen 1.000 
und 5.000 Euro pro Kind 
jährlich ab 2003 sorgen. 

3. Stärkung der 
Erziehungskompetenz 

Mütter und Väter über- 
nehmen mit der Erziehungs- 
aufgabe ein große Verant- 
wortung und leisten zu- 
gleich einen außerordentli- 
chen Beitrag für das Zusam- 
menleben in der Gesell- 
schaft. Eltern benötigen da- 

teilnehmern, die den „Kon- 
sum von Cannabis und die 
aktive Teilnahme am Stras- 
senverkehr davon nicht zu- 
verlässig zu trennen oder zu 
zu trennen bereit sind", 
Fahreignungsprüfungen 
durchgeführt werden kön- 
nen, sobald ein konkreter 
Tatverdacht besteht. 

Unverständlich ist dage- 
gen die Aufregung von 
Cannabiskonsumenten im 
Vorfeld der Entscheidung. 
Schon der Schutz des Le- 
bens von anderen Verkehrs- 
teilnehmern gebietet ein 
Fahrverbot für Drogenkon- 
sumenten. 

her praktische Hilfen und 
konkrete Informationen zur 
Unterstützung und Beglei- 
tung bei ihren Erziehungs- 
aufgaben und in Krisensi- 
tuationen. Wichtig ist auch 
eine stärkere Zusammenar- 
beit zwischen Elternhaus 
und allen Einrichtungen vor 
Ort, die mit Familien zu tun 
haben, um Erziehungspro- 
bleme frühzeitig zu erken- 
nen und geeignete Lösungs- 
wege entwickeln zu können. 

Statt Initiativen zu star- 
ten, hat die Union mit ihrer 
Familienoffensive konkrete 
Vorschläge entwickelt. UD 
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1LEBENSPARTNERSCHAFTSGE S E T Z 

MARIA  EICHHORN: 

Karlsruhe hat weitergehenden Plänen 
von Rot-Grün eine Absage erteilt 

Anlässlich des am 17. Juli 
in Karlsruhe gesprochenen 
Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts zu der Klage 
gegen das Lebenspartner- 
schaftsgesetz erklärte die 
familienpolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Mit der Entscheidung 
des Bundesverfassungsge- 
richts wurde leider end- 
gültig der Weg für die so- 
genannte Homo-Ehe frei- 
gemacht. Die Abweisung 
der Klagen der unionsge- 
führten Bundesländer Bay- 
ern, Sachsen und Thüringen 
ist zu bedauern. Das Urteil 
des Bundesverfassungsge- 
richts aber zu akzeptieren. 

Dennoch hat der Erste 
Senat festgestellt, dass es 
der Schutz des Grundgeset- 
zes verbiete, verschieden- 
geschlechtlichen Paaren 
neben der Ehe eine recht- 
lich vergleichbare Rechts- 
form anzubieten. Damit 
wird weitergehenden Plä- 
nen der rot-grünen Bundes- 
regierung Lebenspartner- 
schaften an die Ehe anzu- 
gleichen, z.B. im Steuer- 
recht oder bei den Sozial- 
versicherungen, eine deut- 
liche Absage erteilt. 
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Der Artikel 6 des Grund- 
gesetzes stellt Ehe und Fa- 
milie und nicht eine belie- 
bige Zweisamkeit unter den 
besonderen Schutz der staat- 
lichen Ordnung. Im Gegen- 
satz zu eingetragenen Le- 
benspartnerschaften ist eine 
Ehe ihrem Wesen nach auf 
Elternschaft ausgerichtet 
und damit von erheblicher 
Bedeutung für die Zukunfts- 
fähigkeit der Gesellschaft. 
Dies rechtfertigt auch die 
bevorzugte Stellung von 
Ehe und Familie im Grund- 
gesetz und stellt keine Dis- 
kriminierung gleichge- 
schlechtlicher Partnerschaf- 
ten dar. 

Das Bundesverfassungs- 
gericht bestärkt mit seinem 
Urteil aber auch die Auffas- 
sung, dass Artikel 6 GG Po- 
litik zu konkretem positi- 
vem Handeln zugunsten von 
Ehe und Familie verpflich- 
tet. 

In Artikel 6 geht es um 
den Schutz der Generatio- 
nen- und der Partnerschafts- 
beziehung. Menschen, die 
sich für die auf Dauer ange- 
legte Verantwortungsge- 
meinschaft Ehe entschei- 
den, müssen darauf ver- 
trauen können, verlässliche 
politische und gesellschaft- 
liche Rahmenbedingungen 
vorzufinden. 

Bundesrat sollte bei Widerstand bleiben 

Das Urteil, mit dem das Bun- 
desverfassungsgericht den 
Streit über die Zulässigkeit 
der Homo-Ehe entschieden 
hat, drehte sich um einen 
einzigen Satz, genau genom- 
men um ein einziges Wort: 
Was meinte der Verfas- 
sungsgeher, als er Ehe und 
Familie unter den „beson- 
deren" Schutz des Staates 
stellte? Die Mehrheit der 
Richter war der Ansicht, 
„besonders" bedeute nicht 

„ exklusiv ", und schloss dar- 
aus, dass die so genannten 
Eheprivilegien an einen 
weiteren Personenkreis, an 
Schwule und Lesben ausge- 
geben werden können, ohne 
ihren besonderen Charakter 
zu beeinträchtigen. 

Das Urteil atmet den 
Geist der Zeit, der Vorrechte 
auch dann nicht dulde" 
möchte, wenn sie sich funk' 
tional begründen lassen- 
Die Ehe ist vom Gesetzgeber 
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LEBENS PARTNERSCHAFTSGESETZ' 

ARGUMENTE  ZUM   KARLSRUHER   URTEIL 

Ein eheähnliches Splitting- 
verfahren lehnen wir strikt ab 

Die CDU akzeptiert das 
Urteil, durch das das Le- 
benspartnerschaftsgesetz 
gültig bleibt. Aus Respekt 
vor dem höchsten Gericht 
und auch aus Achtung vor 
den Menschen, die bereits 
im Vertrauen auf dieses 
Gesetz ihre Partnerschaft 
haben eintragen lassen, 
wird die Union im Fall ei- 
ner Regierungsübernah- 
me nach der Bundestags- 
wahl im September das 
Lebenspartnerschaftsge- 
setz nicht in Frage stellen. 

In dem bereits 1999 ver- 
abschiedeten familienpoliti- 
schen Programm der CDU 
heißt es: „Wir respektieren 

ja vor allem deshalb so stark 
begünstigt worden, weil sie 
das Zeug hat, sich zur Fami- 
lie zu erweitern. Tut sie das 
nicht, dann kommen die 
recht erheblichen Summen, 
die der Familie zugedacht 
s'nd, der kinderlosen Ehe 
Zl*gute: was immer wieder 
kritisiert worden ist, aber 
nach der falschen Seite hin 
ausgelöst wird, wenn man 
aen Kreis der Subventions- 
"erechtigten noch erweitert. 

So viel sollte klar sein: 
Die juristische Annäherung 

die Entscheidung von Men- 
schen, die in anderen For- 
men der Partnerschaft ihren 
Lebensentwurf zu verwirk- 
lichen suchen. Wir anerken- 
nen, dass auch in solchen 
Beziehungen Werte gelebt 
werden können, die grund- 
legend sind für unsere Ge- 
sellschaft. 

Dies gilt für nichtehe- 
liche Partnerschaften zwi- 
schen Frauen und Männern. 
Dies gilt auch für gleichge- 
schlechtliche Partnerschaf- 
ten. Wir werben für Toleranz 
und wenden uns gegen jede 
Form von Diskriminierung. 
Wir wollen prüfen, welche 
rechtlichen Hindernisse, die 

zwischen Ehe und Partner- 
schaft ist nur der erste 
Schritt. Die Promotoren 
des Gesetzes haben nie 
einen Zweifel daran ge- 
lassen, dass der rechtlichen 
die tatsächliche Gleichstel- 
lung, die Teilhabe an den 
Vergünstigungen imSteuer- 
und Sozialrecht, folgen soll. 
Bisher ist dieser zweite 
Schritt vom Bundesrat ver- 
hindert worden. Der Bun- 
desrat sollte bei seinem Wi- 
derstandbleiben. 

Die Welt 

dem gemeinsamen Leben 
und der gegenseitigen Für- 
sorge im Wege stehen, be- 
seitigt werden können." 

Kern des von einigen uni- 
onsgeführten Ländern ange- 
strengten Normenkontroll- 
ver-fahrens vor dem Bun- 
desverfassungsgericht war 
das Bedenken, die Ausge- 
staltung des Lebenspartner- 
schaftsgesetzes könne die in 
der Verfassung verankerte 
besondere Stellung von Ehe 
und Familie als Keimzelle 
unserer Gesellschaft gefähr- 
den. Das Verfassungsge- 
richt hat diese Sorge in 
seiner Mehrheit nicht ge- 
teilt. Gleichwohl lehnt die 
CDU eine weitestgehende 
Angleichung anderer Le- 
bensge-meinschaften an die 
Ehe entschieden ab. 

Die im Gesetzgebungs ver- 
fahren befindlichen Pläne von 
Rot-Grün füreineheähnliches 
Splitting-Verfahren bei der 
Einkommensteuer für gleich- 
geschlechtliche Lebensge- 
meinschaften und die ge- 
plante eheähnliche Mitversi- 
cherung eines Lebenspartners 
in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung sowie in der 
Pflegeversicherung lehnen 
wir strikt ab. UD 
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HARTZ 

Schröder droht ein 
Debakel 

Der Kanzler und der VW- 
Personalchef machten gute 
Miene zum bösen Spiel - und 
weigerten sich, Details über 
geplante Reformen am Ar- 
beitsmarkt bekannt zu geben. 
Mit gutem Grund: Hätten 
sie ausgeplaudert, was die 
Hartz-Kommission zur Zeit 
umtreibt - etwa der Streit 
um Sozialkürzungen -, stünde 
Schröder blamiert da. Das 
Gremium, mit dessen Hilfe 
sich der Kanzler als Reformer 
profilieren will, droht in ei- 
nem Debakel zu enden. 

Financial Times 

Nur Wolkiges 

Die Hartz-Vorschläge 
sind längst zur beliebig 
dehnbaren Folie für Schrö- 
ders Wahlkampfauftritte ge- 
worden - dafür wieder ein 
eindruckvoller Beleg: Der 
Kanzler kommt, er prüft-und 
sagt nichts. Weder über neue 
Zumutbarkeitsgrenzen  noch 

über die Mini-Jobs. Nichts 
zum Osten, nur Wolkiges zum 
Zeitplan. Die Welt 

MIT   DER   PDS? 

SPD-Beteuerungen 
nichts wert 

Christoph Zöpel, Staats- 
minister im Auswärtigen Amt, 
ist in der SPD schon öfter da- 
durch unangenehm aufgefal- 
len, dass er Dinge ausplap- 
perte, an die man zwar immer 
denken sollte, die man aber 
nie sagen darf Dieses Mal 
ging es um die Koalitionsa- 
rithemtik nach der Bundes- 
tagswahl. Zöpel sagte, er 
gebe seiner Partei den Rat, 
keine Chancen auszulassen, 
was darauf hinaus läuft, die 
PDS in die Überlegungen ein- 
zuschließen. Diejenigen, die 
in der SPD Macht ausüben, 
dementieren beharrlich, dass 
sich die SPD mit der PDS ein- 
lassen könnte - zuletzt der 
Bundeskanzler. Solche Be- 
teuerungen waren landespo- 
litisch nichts wert, und im 
Bund würden sie auch schnell 
kassiert werden, wenn die 
Lage es erforderte.        FAZ 

TELEKOM 

Schröders Pleite 

Schröders Operation 
Sommer endete fürden Kanz- 
ler im Desaster. Er wollte 
Wahlkampf machen und 
steht nun blamiert vor den 
Trümmern einer dilettanti- 
schen Industriepolitik. Der 
Versuch, zwischen Tür und 
Angel den Spitzenmanager 
eines Weltkonzerns auszu- 
tauschen, hinterlässt ein po- 
lit ökonomisches Schlacht- 
feld. Rheinische Post 

Aus wahltaktischen 
Gründen Ron Sommer 

geopfert 

Der Schaden für das Un- 
ternehmen, der durch den 
dilettantischen Umgang der 
Politik mit der Personali? 
Ron Sommer angerichtet 
wurde, ist noch gar nicht 
überschaubar. Die jetzig? 
Situation kennt keine Ge- 
winner, und es wird lang? 
dauern, bis dieser Scher- 
benhaufen beseitigt ist- 
Sommer ist von Schröder 
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und Eichel aus wahltakti- 
schen Gründen geopfert 
worden. Nutznießer sollten 
die Kleinaktionäre sein, die 
nach dem Abgang des Sün- 
denbocks von einem steigen- 
den Kurs profitieren sollten. 
Soweit die Spekulation der 
Bundesregierung. Das Ge- 
genteil ist aber jetzt einge- 
treten: Die Telekom hat an 
den Märkten Vertrauen ver- 
loren. Nach dieser Perso- 
nal-Posse kann sich kein 
Geschäftspartner oder An- 
leger mehr sicher sein, dass 
unternehmerische Entschei- 
dungen die Telekom lenken 
und nicht politisches Kalkül. 

Frankfurter Allgemeine 

Rohrkrepierer 

Die Ablösung Ron Som- 
nters ist vollzogen., Für die 
Politik, die sie betrieb, 
^urde sie zum totalen Rohr- 
krepierer. Der Schuss, mit 
dem der Kanzler sich, seiner 
Regierung und dem Kurs der 
Volksaktie Entlastung schaf- 
fen wollte, ging nicht ab. Ron 
Sommer machte dies mit sei- 
nent selbstbewussten Auftre- 
ten bei seiner Rücktrittser- 
klärung eindrucksvoll deut- 

lich. Das öffentliche Gezerre 
um seine Person war uner- 
träglich geworden und ver- 
kleisterte jegliche sachliche 
Betrachtung. 

Leipziger Volkszeitung 

„MEHMET" 

Die Sicherheit musste 
zurückstehen 

Der türkische Serientäter 
Mehmet darf zurückkehren. 
Das Bundesverwaltungsge- 
richt hat den Widerspruch 
der Stadt München und des 
Landes Bayern, woman über 
Mehmets Art, die deutsche 
Kultur zu bereichern, nicht 
glücklich war, in letzter In- 
stanz zurückgewiesen. Die 
Richter haben so entschie- 
den, weil sie wohl mussten. 
Sie verweisen auf die ver- 
gleichsweise starke Rechts- 
stellung, die ein in Deutsch- 
land geborener Ausländer 
wie Mehmet genießt. Und sie 
erinnerten an den Schutz der 
Familie, dem das Grundge- 
setz bewusst einen hohen 
Rang zugesprochen hat. Ge- 
genüber solchen Rücksich- 
ten musste das öffentliche 

Bedürfnis nach Sicherheit - 
mit seinen 18 Jahren hat es 
Mehmet auf mehr als 60 
Straftaten gebracht, darun- 
ter ernste Sachen wie Raub, 
Erpressung und Körperver- 
letzung - offenbar zurück- 
stehen. Die Welt 

LEBENSMITTEL 

Künast zynisch 

Fälscher machen Riesen- 
gewinne,während Kleinanle- 
ger ihr Vermögen verlieren, 
Konsumenten womöglich ih- 
re Gesundheit und immer 
mehr Menschen ihr Ver- 
trauen in ein Systems, in dem 
sich Selbstsucht in das Wohl 
Aller verwandeln soll. Dabei 
beschwören Lebensmittels- 
kandale noch tiefere Ängste 
herauf als Kursstürze an der 
Börse. Wenn alle Aktien kau- 
fen, ist es Zeit auszusteigen. 
Essen dagegen müssen alle. 
Wenn nun Verbraucher- 
schutzministerin Künast er- 
klärt, die Verbraucher müss- 
ten entweder weniger Fleisch 
konsumieren oder etwas 
mehr dafür bezahlen, so wirkt 
das ein wenig zynisch.   Welt 
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Mit Scharping flog der Achte: 
Regierung Schröder in Auflösung. 
Die Regierung Schröder befindet sich in Auflösung. Mit dem Rauswurf von Bundesverteidigungs- 
minister Rudolf Scharping (SPD) hat Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) seit seinem Amtsan- 
tritt schon den achten Minister verloren: 

• 11. März 1999: Finanzminister Oskar Lafontaine. 

• 6. Juli 1999: Kanzleramtsminister Bodo Hombach. 

• 17. September 1999: Verkehrsminister Franz Müntefering. 

• 16. November 2000: Verkehrsminister Reinhardt Klimmt. 

• 22. November 2000: Kulturstaatsminister Michael Naumann. 

• 9. Januar 2001: Bundeslandwirtschaftsminister Karl-Heinz Funke. 

• 9. Januar 2001: Bundesgesundheitsministerin Andrea Fischer. 

• 18. Juli 2002: Bundesverteidigungsminister Rudolf Scharping. 

Nach Rekordarbeitslosigkeit Ost und Pleitenrekord ist das ein weiterer Rekord. 

Gerhard Schröder ist der Kanzler der Negativrekorde. 

Der Rauswurf Rudolf Scharpings war überfällig. Dass Gerhard Schröder seinen Verteidigungsmini- 
ster erst zwei Monate vor der Bundestagswahl entlässt, zeigt: Der Kanzler hat sein Kabinett nicht 
im Griff. 

Schröder hat seine Handlungsfähigkeit längst verloren. 

Es ist Zeit für Taten. Es ist Zeit für den Wechsel. 

Zeit für Taten. CDU 
-11 
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Wer oder 
was ist 
ATTAC? 

Seit dem Wirtschafts- 
gipfel von Seattle ist kaum 
ein Treffen internatio- 
naler Finanz- und Wirt- 
schaftsorganisationen zu 
Ende gegangen, bei dem 
es nicht zu Protesten von 
so genannten Globalisie- 
rungsgegnern gekommen 
wäre. 

Dabei hat es den An- 
schein, als ob die Heftigkeit 
der Proteste immer stärker 
wird. Mit gewalttätigen De- 
monstrationen und Straßen- 
schlachten machen vor al- 
lem militante Globalisie- 
rungsgegner auf sich auf- 
merksam. In Seattle spreng- 
ten sie die Welthandelskon- 
ferenz. In Göteborg und 
Genua lieferten sie sich bür- 
gerkriegsähnliche Straßen- 
schlachten mit der Polizei. 

Die Ablehnung der Glo- 
balisierung hat viele Gründe 

A Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 

und wird aus unterschiedli- 
chen Quellen gespeist. Ge- 
meinsam scheint den Geg- 
nern, die sich aus verschie- 
denen Gruppen zusammen 

STELLENANZEIGE' 

In der Senioren Union ist die Stelle des 

Bundesgeschäftsführers 
ab sofort neu zu besetzen. Gesucht wird eine Persönlichkeit, 
die Erfahrung hat in Führungsaufgaben einer politischen 
Gemeinschaft. Einen besonderen Schwerpunkt bilden die 
Öffentlichkeitsarbeit, die Zusammenarbeit mit der Presse 
und das selbständige Verfassen von Texten und Spezialar- 
tikeln. Beschäftigungsort ist Berlin, die Bundesgeschäfts- 
stelle der CDU. 
Vorausgesetzt werden mehrjährige berufliche Erfahrung, 
abgeschlossenes Hochschulstudium und die Beherrschung 
einer Fremdsprache in Wort und Schrift. Die Stelle ist ent- 
sprechend ihrer Bedeutung dotiert. Bewerbungen sind zu 
richten an den Bundesvorsitzenden der Senioren Union, 
Professor Dr. Otto Wulff, Klingelhöferstraße 8,10785 Ber- 
lin, Stichwort: Bundesgeschäftsführer. 
Gerne stehe ich Ihnen jederzeit für Rückfragen zur Verfü- 
gung. Mit freundlichen Grüßen: Ute Besmer 

Bundesgeschäftsstelle der Senioren Union 
der CDU Deutschlands, Tel.: 030-22070-442, 
Fax: 030-22070-449, e-mail: ute.besmer@cdu.de, 
www.seniorenunion.cdu.de 

setzen, in erster Linie das 
Stichwort „Globalisierung" 
zu sein. 

In ihren politischen, so- 
zialen und ökonomischen 
Forderungen präsentiert 
sich die Bewegung überaus 
vielschichtig. Als Auslöser 
des Protests bestimmend, 
sind die ungleichen Teilnah- 
mechancen an der Globali- 
sierung. Von ihren Kritikern 
wird ihnen dagegen vorge- 
halten, dass sie nur die kurz- 
fristigen Auswirkungen der 
Globalisierung sehe und 
nicht, dass der Prozess mit- 
tel- und langfristig Wohl- 
stand erzeugen wird. 

Die Konrad-Adenauer- 
Stiftung hat ein Arbeits- 
papier über das Netzwerk 
ATTAC herausgegeben und 
beantwortet darin Fragen 
nach den Personen und 
Organisationen, die dieses 
Netzwerk steuern: Erlebt 
hier die linke außerparla- 
mentarische Oppositon ihre 
Wiedergeburt? 

Kostenlos zu beziehen 
ist das Papier „Wer oder 
was ist ATTAC?" in der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, 
Sankt Augustin bei Bonn, 
Tel.:02241-246264, 
Fax:02241-246294, 
elisabeth.enders@ kas.de 
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Das große Sach- und Per- 
sonenlexikon zur Ge- 

schichte und Gegenwart der 
Christlichen Demokratie in 
Deutschland - mehr als 200 
ausgewiesene Autoren ha- 
ben in über 600 Artikeln ein 
Nachschlagewerk ersten 
Ranges geschaffen. 

Zahlreiche Artikel 
über Sach- und 

Grundsatzfragen 

Es beginnt mit einem 
ausführlichen historischen 
Überblick überdie Entwick- 
lung der Christlichen Demo- 
kratie in der Zeit von 1870 
bis 2000. Die Geschichte der 
Christlichen Demokratie in 
der DDR erfährt dabei eine 
eigene Würdigung. Der 
anschließende biographi- 
sche Teil führt von Konrad 
Adanauer über Heinrich 
Brüning, Helmut Kohl, An- 
gela Merkel und Edmund 
Stoiber bis zu Ludwig 
Windthorst   und   Friedrich 

Zimmermann. 
Das Sachlexi- 
kon enthält Ar- 
tikel zur Ge- 
schichte und 
Organisation 
der Christlichen 
Demokratie 
von CDA oder 
CSU-Landes- 
gruppe im Deut- 
schen Bundes- 
tag bis zum 
Volksverein für 
das katholische 
Deutschland. 
Zahlreiche Arti- 
kel behandeln 
historische und 
aktuelle Sach- 
und Grundsatz 
fragen: von Altersversor- 
gung, Ausländerpolitik und 
Gentechnik bis zu Vatika- 
num, Verfassung und Wie- 
dergutmachung. Der An- 
hang informiert u.a. über 
Wahlergebnisse und Regie- 
rungsbildungen auf Reichs-, 
Bundes- und Länderebene 
von 1871 bis 2002. 

der 

Christlichen 
Demokratie 

in Deutschland 

Winfried Becker, Günter Buch- 
stab, Anselm Doering-Manteuffcl 
Rudolf Morsey (Hrsg.): Le.xiko" 
der Christlichen Demokratie '" 
Deutschland. Paderborn, Mü»~ 
chen, Wien, Zürich 2002, Verlag 
Ferdinand Schöningh. 50 Euro, 
ISBN 3-506-70779-5 
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